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Abkürzungsverzeichnis

ETH Eidgenössische Technische Hochschule
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
FIFG Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der Innovation
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
BAR Schweizerisches Bundesarchiv

EPF École polytechnique fédérale
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
LERI Loi fédérale sur l'encouragement de la recherche et de l'innovation
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
AFS Archives fédérales suisses
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Certains milieux envisagent l'extension des disciplines enseignées à l'école primaire
comme nécessaire. C'est notamment le cas du mouvement humaniste, créé en
décembre 1986 et présidé par Félix Glutz, puisqu'il a lancé une initiative populaire
«pour l'éducation aux valeurs inhérentes à la Déclaration Universelle des Droits de
l'Homme dans l'enseignement public et privé». Il propose de compléter la
Constitution fédérale par un article 27bis faisant de l'enseignement des droits de
l'homme une «préoccupation majeure» de l'instruction publique et privée ainsi que de
la formation des enseignants. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.08.1987
BRIGITTE CARETTI

L'initiative, lancée en 1987 par le mouvement humaniste, visant à enseigner «les
valeurs fondamentales inhérentes à la Déclaration universelle des Droits de l'homme»
dans les écoles publiques et privées, semble vouée à l'échec selon son initiateur Félix
Glutz. Il est probable qu'elle ne pourra recueillir un nombre suffisant de signatures dans
les délais, faute principalement de l'appui d'une grande organisation. Néanmoins la
récolte se poursuivra, ces signatures pouvant, le cas échéant, être utilisées dans le
cadre d'une pétition. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.07.1988
BRIGITTE CARETTI

Forschung

Hannes Germann (svp, SH) verlangte mittels Postulat vom Bundesrat, die Aufnahme der
Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen in die BFI-Botschaft 2021-2024
zu prüfen. Konkret forderte er, dass eine nationale Strategie und personelle und
finanzielle Ressourcen zur Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen
geschaffen würden. 
Der Bundesrat lehnte die Forderung ab, indem er argumentierte, dass die
Verantwortung für die Sammlungsobjekte, welche das Aufarbeiten und
Verfügbarmachen sowie deren Finanzierung einschliesst, bei den Leitungsgremien der
Museen und Hochschulen sowie ihren Trägern und Trägerinnen liege. Die Träger und
Trägerinnen der Museen seien ausser bei den Museen des Bundes vorwiegend die
Kantone und die Gemeinden. Bei den Hochschulen und den Universitäten liege die
Verantwortung bei deren Leitungsgremien. Eine Finanzierung der Digitalisierung und
Zugänglichmachung über die BFI-Botschaft 2021-2024 schloss der Bundesrat gänzlich
aus, da keine direkte Zuständigkeit des Bundes bestehe. 
In der Herbstsession 2019 wies der Ständerat das Postulat der WBK-SR zur Vorberatung
zu. Die Kommission beschloss ohne Gegenstimme, das Postulat zur Annahme zu
empfehlen. Sie hielt dabei fest, dass die Finanzierung unter Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips und in enger Absprache mit den Kantonen erfolgen müsste. 
In der ständerätlichen Debatte bat Guy Parmelin – obwohl die WBK-SR das Postulat um
das Subsidiaritätsprinzip ergänzt hatte – weiterhin um Ablehnung des Postulates. Er
betonte noch einmal, dass die Verantwortung für die Aufarbeitung der betroffenen
Objekte bei den Verantwortlichen der Museen und der Hochschulen sowie den
Kantonen liege, lediglich bei den Sammlungen der beiden ETH und bei den
Bundesmuseen sei die Eidgenossenschaft zuständig. 
Der Ständerat nahm das Postulat entgegen des bundesrätlichen Antrages einstimmig
an. 3

POSTULAT
DATUM: 19.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das Gosteli Archiv in Ittigen bei Bern beherbergt die Sammlung zur Geschichte der
schweizerischen Frauenbewegung. Seit einigen Jahren kämpfte die Stiftung, der das
Archiv gehört, mit finanziellen Schwierigkeiten. Aufgrund dieser Schwierigkeiten hatten
fünf Parlamentarierinnen je ein gleichlautendes Postulat eingereicht, in welchem sie
den Bundesrat aufgefordert hatten, in einem Bericht den Fortbestand des Archivs
zusammen mit dem Kanton Bern und allenfalls weiteren Institutionen zu klären und
aufzuzeigen, mit welchen gesetzlichen Grundlagen eine subsidiäre Finanzierung durch
den Bund erfolgen könnte. In seinem Postulatsbericht stellte der Bundesrat drei
Lösungen vor. So könnte die Stiftung einerseits im Rahmen des FIFG beim SBFI eine

MOTION
DATUM: 04.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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subsidiäre Finanzierung beantragen. Alternativ wären die teilweise oder die komplette
Integration des Archivs in den Bestand des BAR denkbar.
Die WBK-NR beschloss im Anschluss an diesen Bericht, eine Motion einzureichen und
den Bundesrat zu beauftragen, in der BFI-Botschaft 2021-2024 den Betrag von CHF 4
Mio. für die Gosteli-Stiftung aufzunehmen. Um die Gosteli-Stiftung zu sichern und in
eine für Bildung und Wissenschaft nachhaltig nutzbare Institution zu überführen, seien
gemäss Schätzung des Stiftungsrats finanzielle Mittel von jährlich total CHF 2 Mio.
notwendig. Die restliche Finanzierung würde über den Kanton Bern und Drittmittel
sichergestellt, so die WBK-NR.
Der Bundesrat erläuterte in seiner Stellungnahme, dass die Stiftung unterdessen beim
SBFI ein Gesuch eingereicht habe, nun sei der Schweizerische Wissenschaftsrat daran,
zuhanden des SBFI alle für die Finanzierungsperiode 2021-2024 erhaltenen Gesuche zu
prüfen. Diese Prüfung müsse nun abgewartet werden. Der Bundesrat beantragte
entsprechend die Ablehnung der Motion.
Der Nationalrat beugte sich im Sommer 2020 über das Geschäft. Matthias Aebischer
(sp, BE) erläuterte, dass die grundsätzliche Unterstützung der Gosteli-Stiftung in der
WBK-NR unbestritten war. Beim richtigen Vorgehen sei man sich dagegen uneinig
gewesen. Eine Mehrheit wolle den Entscheid des Wissenschaftsrates nicht abwarten
und wolle den Bundesrat jetzt beauftragen, die Weiterentwicklung des Gosteli-Archivs
auf der Grundlage des FIFG sicherzustellen. Eine Minderheit sei der Meinung, man
müsse zuerst den Expertenentscheid des Wissenschaftsrates abwarten. Peter Keller
(svp, NW) ergänzte für diese Minderheit, dass Ende 2020 eine Antwort des
Wissenschaftsrates vorliege. Es gebe keinen Grund, «diesem Prozess vorzugreifen oder
hier auf Parlamentsebene hineinzupfuschen». Es könne nicht angehen, dass
geschicktes Lobbyieren darüber entscheide, ob eine Organisation auf Bundesgelder
zählen könne oder nicht.  Am Ende der Debatte nahm der Nationalrat das Geschäft
deutlich mit 100 zu 50 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 4

1) FF, 1987, III, p. 9
2) 24 Heures, 2.7.88.
3) AB SR, 2019, S. 1272 f.; AB SR, 2019, S. 664; Bericht WBK-SR vom 19.11.19
4) AB NR, 2020, S. 659 ff.; Medienmitteilung WBK-NR vom 24.1.20
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